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167 Beteiligungsbericht 2022 

 

Der Landkreis Eichstätt erstellt jährlich einen Bericht über seine 
Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts. 
Der Beteiligungsbericht 2022 liegt gem. Art. 82 Abs. 3 Satz 5 LKrO im 
Landratsamt Eichstätt, Residenzplatz 1,Zimmer 108, während der all-
gemeinen Geschäftsstunden zur öffentlichen Einsicht auf. 

 
 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 

 
168 Flurneuordnung Seuversholz III Gemeinde Pollenfeld 

und Schernfeld, Landkreis Eichstätt Änderung der Wer-
termittlungsergebnisse  

 

Bekanntgabe 

 

Der durch Sachverständige verstärkte Vorstand der Teilnehmerge-
meinschaft Seuversholz III hat die Ergebnisse der Wertermittlung mit 
Vorstandsbeschlüssen vom 19.08.2021, 24.05.2022 und 30.05.2022 ge-
ändert. 

Eine Bekanntmachung der Teilnehmergemeinschaft Seuversholz 
III über die geänderten Wertermittlungsergebnisse mit Rechtsbehelfs-
belehrung, die Niederschrift über die Grundsätze der Wertermittlung 
und die Wertermittlungskarte, auf der die Änderungen dargestellt sind, 
sind in der Verwaltung der Stadt Eichstätt, Marktplatz 11, 85072 
Eichstätt, vom 09.01.2023 mit 23.01.2023 ausgelegt und können dort 
während der Dienststunden eingesehen werden. 

 

Hinweis 

 Die Bekanntmachung, die Niederschrift und die 
Wertermittlungskarte können zudem im Zeitraum 
vom 09.01.2023 mit 23.01.2023 auf der Internet-
seite des Amtes für Ländliche Entwicklung 
Oberbayern unter dem Link „Feststellung der Er-
gebnisse der Wertermittlung“ eingesehen werden 
(http://www.landentwicklung.bayern.de/oberbay-
ern/075469/). 

Eichstätt, 14.12.2022 

Josef Grienberger, Oberbürgermeister 

A M T S B L A T T  
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Bekanntmachungen anderer Behörden 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Sappenfel-
der Gruppe 

 

169 Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Sappenfelder Gruppe (BGS-
WAS) 

 
Auf Grund der Art. 23 und 27 und 43 des Gesetzes über die kom-

munale Zusammenarbeit (KommZG) und der Artikel 5, 8, und 9 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt der Zweckverband zur Was-
serversorgung der Sappenfelder Gruppe folgende 

 

Satzung 

 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-
besatzung vom 26.11.1996, zuletzt geändert durch Satzung vom 
18.07.2016: 

 

§ 1 

 

1. § 6 erhält folgende Fassung: 

 

Der Beitragssatz beträgt 

 

a. pro m² Grundstücksfläche netto 2,40 Euro  

brutto (einschließlich 7% MWSt.) 2,57 Euro 

b. pro m² Geschossfläche netto  10,90 Euro 
brutto (einschließlich 7 % MWSt.)  11,66 Euro 

 

2. § 9a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 

Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 
mit Nenndurchfluss 

 

   pro Jahr   pro Jahr 

   -netto-  -brutto- 

 

bis 5 m³  48,00 Euro 51,36 Euro 

bis 10 m³  60,00 Euro 64,20 Euro 

bis 20 m³  72,00 Euro 77,04 Euro 

bis 30 m³  96,00 Euro 102,72 Euro 

Verbundzähler   300,00 Euro  321,00 Euro 

 

3. § 10 Abs. 3 und Abs. 4 erhalten folgende Fassung: 

 

(3) Die Gebühr beträgt netto 1,48 Euro (brutto einschließlich 7 % 
MWSt. 1,58 Euro) pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Was-
serzähler verwendet, so beträgt die Gebühr netto 1,48 € (brutto 1,58 €). 

 

 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Dieser Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

 

 

Schernfeld, 09.12.2022 

Stefan Bauer, 1. Vorsitzender 
 

ZWECKVERBAND  

VERKEHRSVERBUND GROSSRAUM INGOLSTADT 

 

170 Nachtragshaushaltssatzung des Zweckverbandes Ver-
kehrsverbund Großraum Ingolstadt für das Haushalts-
jahr 2022 

 

Auf Grund des Art. 40 Abs. 1 Satz 1 des Kommunale Zusammen-
arbeit–Gesetzes und Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (BayRS 2020-1-1-I) erlässt der Zweck-
verband Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt folgende Nachtrags-
haushaltssatzung: 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit 
festgesetzt; dadurch werden  

 

 

 

erhöht 

um 

€ 

vermindert 

um 

€ 

und damit der Gesamtbetrag des 

Haushaltsplans einschl. der 

Nachträge 

 gegenüber 

bisher 

€ 

auf nunmehr 

€ 

verändert 

a) im Verwal-

tungshaushalt 

 

die  

Einnahmen 

die  

Ausgaben 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 4.110.800 

 

- 4.110.800 

 

 

 

 

17.192.500 

 

17.192.500 

 

 

 

 

13.081.700 

 

13.081.700 

b)  

im Vermö-

genshaushalt 

 

 

die  

Einnahmen 

die  

Ausgaben 

 

 

 

 

 

2.750.000 

 

2.750.000 

  

 

 

 

 

0 

 

0 

 

 

 

 

 

2.750.000 

 

2.750.000 
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§ 2 

 

(1) Die Höhe des durch Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der 
nach den Bestimmungen der Zweckverbandssatzung umzulegen ist, 
wird für das Haushaltsjahr 2022 

 

im Verwaltungshauhalt auf   5.149.300 Euro 

und im Vermögenshaushalt auf  822.000 Euro 

(Umlagesoll) festgelegt. 

 

(2) Die Umlagebeträge für die Zweckverbandsumlage werden für 
das Haushaltsjahr 2022 wie folgt festgesetzt: 

 

Allgemeine Betriebskostenumlage 

 

Stadt Ingolstadt   629.781,14 Euro 

Landkreis Eichstätt   441.853,05 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 219.712,33 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm  303.953,48 Euro 

 

Allgemeine Investitionsumlage 

 

Stadt Ingolstadt   76.980,71 Euro 

Landkreis Eichstätt   54.009,49 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 26.856,33 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm  37.153,47 Euro 

 

Sonderumlagen: 

 

Sonderumlage Förderprogramm BMDV VGI newMIND 

 

Stadt Ingolstadt   140.144,36 Euro 

Landkreis Eichstätt     98.324,97 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen   48.892,29 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm    67.638,37 Euro 

 

Sonderumlage Förderprogramm BMDV VGI newMIND (investiv) 

   

Stadt Ingolstadt   180.411,20 Euro 

Landkreis Eichstätt   126.576,09 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen   62.940,22 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm    87.072,49 Euro 

Sonderumlage Förderprogramm FIONA   

   

Stadt Ingolstadt     69.085,25 Euro 

Landkreis Eichstätt     48.470,06 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen   24.101,84 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm    33.342,86 Euro 

 

Sonderumlage Förderprogramm FIONA (investiv)  

   

Stadt Ingolstadt     67.111,39 Euro 

Landkreis Eichstätt     47.085,20 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen   23.413,21 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm    32.390,20 Euro 

 

 

Sonderumlage Ausgleich 365-€-Ticket 

   

Stadt Ingolstadt   387.072,00 Euro 

Landkreis Eichstätt   1.409.184,00 Euro 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 780.192,00 Euro 

Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm  447.552,00 Euro 

 

§ 3 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 2.865.000,00 Euro festge-
setzt. 

 

§ 4 

 

Die Nachtragshaushaltssatzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

 

 

Ingolstadt, den 11. Oktober 2022 

Zweckverband Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt, VGI 

 

gez. 

Dr. Christian Scharpf 

Oberbürgermeister und Verbandsvorsitzender 

 

Die Nachtragshaushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen ab 
dem Tag der Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweckverban-
des Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt VGI, Am Nordbahnhof 3, 
85049 Ingolstadt, 2. OG, Zimmer 2.07, während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsichtnahme auf.  

 

 

 
Zweckverband Altenheim Pförring 

 
171 Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan Zweckverband Al-

tenheim Pförring Haushaltsjahr 2023 

 

Zur Verbandsversammlung des Zweckverbandes Altenheim Pför-
ring am 29.11.2022 

 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Altenheim Pförring für das 
Haushaltsjahr 2023 

 

Sachvortrag: Stephan Zinsmeister 

 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Altenheim Pför-
ring ist gem. § 10 der Verbandssatzung für die Beschlussfassung über 
die Haushaltssatzung und Finanzplanung zuständig. 

 

 

Beschlußvorschlag: 

1. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Altenheim 
Pförring beschließt gem. § 10 Abs. 1 Nr. 3 der Verbandssat-
zung die Haushaltssatzung (einschl. Stellenplan) für das 
Haushaltsjahr 2023. 
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2. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Altenheim 
Pförring beschließt die Finanzplanung gem. § 10 Abs. 1 Nr. 
4 der Verbandssatzung.  

 

Kliniken im Naturpark Altmühltal A.d.ö.R.    

Zentraler Finanzbereich 

 

Eichstätt, den 29.11.2022 

Stephan Zinsmeister, Bereichsleiter Finanzen 

 

 
172 Haushaltssatzung des Zweckverbandes Altenheim Pför-

ring (Landkreis Eichstätt) für das Haushaltsjahr 2023 

 

Nach § 18 der Verbandssatzung des Zweckverbandes Altenheim 
Pförring vom 29.08.1994, zuletzt geändert am 07.12.2000, i.V.m. Art. 
41 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG), 
Art. 63 ff der Gemeindeordnung (GO), erlässt die Verbandsversamm-
lung folgende Haushaltssatzung des Zweckverbandes Altenheim Pför-
ring: 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 
2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

 

im Erfolgsplan  

 

 in den Erträgen mit   2.864.000 €  

 und in den Aufwendungen mit 3.159.000 € 

 

und 

 

 

im Vermögensplan 

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  345.000 € 

 

ab.  

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen 

wird auf     0 € 

festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
gensplan 

wird auf      0 €  

festgesetzt. 

 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem 

Wirtschaftsplan wird auf    200.000 € 

festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Die Höhe des, durch die sonstigen Einnahmen im Erfolgsplan, nicht 
gedeckten Bedarfes, der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die 
Mitglieder des Zweckverbands Altenheim Pförring umgelegt werden 
soll (Betriebskostenumlage) wird auf 100.000 € festgesetzt (Umlage-
soll).  

 

Die Höhe des im Vermögensplan nicht gedeckten Bedarfes für In-
vestitionen (Investitionskostenumlage) wird auf 50.000 € (Umlagesoll) 
festgesetzt. 

 

§ 6 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

 

Pförring, 29.11.2022 

gez. Dieter Müller 

Vorsitzender Zweckverband Altenheim Pförring 

 

 

 
Zweckverband zur Wasserversorgung Altmühltal 

 

173 Bekanntmachung der Haushaltssatzung nach Vorlage bei 
der Rechtsaufsichtsbehörde 

I. 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale Zu-
sammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat 
der Zweckverband am 29.11.2022 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2022 beschlossen, die hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 
40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO bekanntge-
macht wird: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wurde festgesetzt; er 
schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  992.950 € 

 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  3.438.280 € 

 

ab. 

 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen 

wird auf 1.200.000 EUR festgesetzt. 

 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 
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§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2022 in Kraft. 

 

II. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile. 

 

III. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des 
ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 85072 
Eichstätt, Ostenstraße 31 a, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstun-
den zur Einsicht auf. 

 

 

 

Walting, 14.12.2022 

gez. , S c h e r m e r, Verbandsvorsitzender 

 

 

 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Altmann-
steiner Gruppe         

 
174 Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-

zung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Alt-
mannsteiner Gruppe        (BGS – WAS) Vom  13.12.2022 

 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes 
erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der  Altmann-
steiner Gruppe folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung: 

 

 

§ 1 

Beitragserhebung 

 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes 
für die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung einen 
Beitrag.  

 

§ 2 

Beitragstatbestand 

 
1Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich 

genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben, wenn 
für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasser-
ver-sorgungseinrichtung besteht. 2Ein Beitrag wird auch für 
Grundstücke erhoben, die an die Wasser-versorgungseinrich-

tung tatsächlich angeschlossen sind oder die aufgrund einer Son-
dervereinbarung nach § 8 WAS an    die Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen werden. 

 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 

 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des  

a) § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Wasserver-
sorgungseinrichtung   angeschlossen werden kann. 

b) § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grundstück an die 
Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen ist, 

c) § 2 Satz 2, 2. Alternative, mit Abschluss der Sonderver-
einbarung. 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkraft-
treten dieser Satzung. 

 

(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder 
der Nutzung des Grundstücks vorgenommen wird, die beitrags-
rechtliche Auswirkungen hat, e     ntsteht die Beitragsschuld mit 
dem Abschluss dieser Maßnahme. 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 

 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
Beitragsschuld       Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. 

 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der 
Geschoßfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die bei-
tragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in un-
beplanten Gebieten von mindestens 2.500 m2 Fläche (übergroße 
Grundstücke) auf das dreifache der beitragspflichtigen Geschoß-
fläche, mindestens jedoch 2.500 qm begrenzt. 

 

(2) 1Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Ge-
bäude in allen Geschoßen zu ermitteln. 2Keller werden mit der 
vollen Fläche herangezogen. 3Dachgeschoße werden nur heran-
gezogen, soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbststän-
dige Gebäudeteile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf 
nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an 
die Wasserversorgung  nicht angeschlossen werden dürfen, wer-
den nicht herangezogen. 5Das gilt nicht für Gebäude oder Ge-
bäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss haben. 6Bal-
kone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und 
soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 

(3) Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nut-
zung ohne Bebauung zulässig ist, wird als Geschoßfläche ein 
Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das               gleiche 
gilt, wenn auf einem Grundstück die zulässige Bebauung im 
Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Be-
deutung hat. 

 

(4) Bei sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstü-
cken ist ein Viertel der Grundstücksfläche als  Geschoßfläche an-
zusetzen. 

(5) 1Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese 
Flächen noch keine Beiträge       geleistet, so entsteht die Beitrags-
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pflicht auch hierfür. 2Gleiches gilt im Falle der Geschoßflächen-
vergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschoßflächen 
sowie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Ver-
vielfachung errechnende Grundstücksfläche. 3Gleiches gilt auch 
für alle sonstigen Veränderungen, die nach Absatz 2 für die Bei-
tragsbemessung von Bedeutung sind. 

 

(6) 1Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag 
nach Absatz 3 oder Absatz 4 festgesetzt worden ist, später be-
baut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. 2Dem so 
ermittelten Beitrag ist der Beitrag gegenüberzustellen, der sich 
im Zeitpunkt des Entstehens der neu zu berechnenden Beitrags-
schuld (§ 3 Abs. 2 )  bei Ansatz der nach Absatz 3 oder 4 berück-
sichtigten Geschoßflächen ergeben würde. 3Der Unterschiedsbe-
trag ist nachzuentrichten. 4Ergibt die Gegenüberstellung ein We-
niger an Geschoßflächen, so ist für die Berechnung des Erstat-
tungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 

 

§ 6 

Beitragssatz 

 

Der Beitrag beträgt 

pro m2 Grundfläche      1,32 € 

pro m2 Geschoßfläche       7,23 € 

 

§ 7 

Fälligkeit 

 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntmachung des 
Beitragsbescheides fällig. 

 

§ 8 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Verände-
rung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grund-
stücksanschlüsse i.S. des § 3 WAS sind mit Ausnahme der Kos-
ten, die auf die Teile der Grundstücksanschlüsse (Hausan-
schlüsse) entfallen, die sich außerhalb der Grundstücke der Was-
serabnehmer befinden, in der jeweils tatsächlich entstandenen 
Höhe zu erstatten. 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit dem Abschluss 
der jeweiligen Maßnahme. 2  Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des 
Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentü-
mer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt 
entsprechend. 

(3) Für Hydranten und andere Feuerlöscheinrichtungen die 
nicht zur Aufrechterhaltung des Versorgungsbetriebes des 
Zweckverbandes dienen, müssen die Kosten in der jeweiligen 
Höhe von der Gemeinde übernommen werden. 

(4) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen 
abgelöst werden. 2Der Ablösungsanspruch richtet sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechts-
anspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

§ 9 

Gebührenerhebung 

 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserver-
sorgungseinrichtung  Grundgebühren und Verbrauchsgebühren. 

 

 

 

§ 9a Grundgebühr 

 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) 
der verwendeten Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf ei-
nem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseran-
schlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe des Dauer-
durchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. 3Soweit 
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss ge-
schätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme mes-
sen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Was-
serzählern mit Dauerdurchfluss 

Q3 b i s     4  m ³ / h    65,00 € / Jahr 

Q3 b i s   1 0  m ³ / h    95,00 € / Jahr 

Q3 b i s   1 6  m ³ / h   155,00 € / Jahr 

Q3 b i s   2 5  m ³ / h   185,00 € / Jahr 

Q3 ü b e r  2 5   m ³ / h    250,00 € / Jahr 

 

§ 10 Verbrauchsgebühr 

 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus 
der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen Wassers be-
rechnet. 

(2) 1Die Gebühr beträgt 1,72 Euro pro Kubikmeter entnom-
menen Wassers. 2 Bei gewerblichen Betrieben, die Vorkehrun-
gen zum sparsamen Umgang mit Wasser treffen (im Sinne von 
Art. 8 Abs. 5 KAG), bei einem Verbrauch ab 3.000 m³ pro diese 
Grenze übersteigenden Kubikmeter 1,30 Euro. 3Bei öffentlichen 
Badeanstalten 0,95 €uro pro Kubikmeter 

(3) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzäh-
ler ermittelt. 2Er ist durch den    Zweckverband zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 
nicht ermöglicht wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der 
Wasserzähler den              wirklichen Wasserverbrauch nicht 
angibt. 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger bewegli-
cher Wasserzähler verwendet, beträgt die Gebühr 2,50 Euro pro 
Kubikmeter entnommenen  

 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 

 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserent-
nahme. 

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der 
auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des An-
schlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid 
bestimmt. Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn 
eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahres-
grundgebührenschuld neu. 

 

§ 12 

Gebührenschuldner 

 
1Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 

Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 2Gebühren-
schuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück  befind-
lichen Betriebes. 3Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
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§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- 
und die Verbrauchsgebühr werden einen Monat  nach Zustellung 
des Gebührenbescheides fällig. 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 15.03., 15.06., 15.9. 
und 15.12. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels 
der Jahresrechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche 
Vorjahresrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der 
Vorauszahlung unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs 
fest. 

 

§ 14 

Mehrwertsteuer 

 

Zu den Beiträgen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in 
der jeweils gesetzlichen         Höhe erhoben. 

 

§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem 
Zweckverband für die Höhe der Schuld maßgebliche Verände-
rungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Un-
terlagen - unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser 
Veränderungen Auskunft zu erteilen. 

 

§ 16 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.01.2018 außer 
Kraft. 

 

 

Altmannstein den, 13.12.2022 

Zweckverband zur Wasserversorgung 

der Altmannsteiner Gruppe 

 

gez. Norbert Hummel 

Verbandsvorsitzender 

 

 

 
175 Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrich-

tung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Alt-
mannsteiner Gruppe (Wasserabgabesatzung – WAS –) 
Vom 13.12.2022  

 

Auf Grund von Art. 26 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) i.V. mit Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckver-
band folgende Satzung: 

 

§ 1  

Öffentliche Einrichtung 

 

(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung 
zur Wasserversorgung für das Gebiet der Ortsteile Altmannstein, 

Berghausen, Neuenhinzenhausen, Sollern, Schamhaupten, 
Schafshill, Mendorf, Biber, Steinsdorf, Sandersdorf, Hexenag-
ger, Tettenwang, Hagenhill, Schwabstetten, Laimerstadt und 
Ried des Marktes Altmannstein, des Ortsteiles Bettbrunn des 
Marktes Kösching, der Ortsteile Mindelstetten, Imbath, Hiendorf, 
Grashausen, Hüttenhausen, Offendorf, Oberoffendorf, Tettenag-
ger, Stockau und Weiher der Gemeinde Mindelstetten, der Ort-
steile Forchheim, Lobsing und Pirkenbrunn des Marktes Pförring 
und der Ortsteile Buch, Echendorf, Echenried, Lintlhof, Hatten-
hausen und Frauenberghausen der Stadt Riedenburg.  

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung be-
stimmt der Zweckverband. 

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffent-
lichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse, so-
weit nichts Abweichendes vereinbart ist. 

 

§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

 

(1) 1Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusam-
menhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigen-
tum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von 
Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 2Rechtlich ver-
bindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

(2) 1Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentü-
mer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines 
Grundstücks dinglich Berechtigte. 2Von mehreren dinglich Berechtig-
ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe fol-
gende Bedeutung: 

 

Versorgungsleitun-
gen 

sind die Wasserleitungen im Wasserversor-
gungsgebiet, von denen die Grundstücksan-
schlüsse abzweigen. 

  

Grundstücksan-
schlüsse (= Hausan-
schlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der Abzweig-
stelle der Versorgungsleitung bis zur Übergabe-
stelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrich-
tung und enden mit der Hauptabsperrvorrich-
tung. 

  

Gemeinsame Grund-
stücksanschlüsse 
(verzweigte Hausan-
schlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstü-
cke (z. B. Privatwege) verlaufen und mehr als 
ein Grundstück mit der Versorgungsleitung 
verbinden. 

  

Anschlussvorrich-
tung 

ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der 
Versorgungsleitung, umfassend Anbohrschelle 
mit integrierter oder zusätzlicher Absperrarma-
tur oder Abzweig mit Absperrarmatur samt den 
dazugehörigen technischen Einrichtungen. 

  

Hauptabsperrvorrich-
tung 

ist die zweite Armatur auf dem Grundstück, mit 
der die gesamte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschließlich Wasserzähler ab-
gesperrt werden kann. 

  

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter 
der Hauptabsperrvorrichtung im Grund-
stück/Gebäude. 
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Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflos-
senen Wasservolumens. Absperrventile und 
etwa vorhandene Wasserzählerbügel sind nicht 
Bestandteile der Wasserzähler. 

 
Anlagen des Grund-
stückseigentümers  

(=Verbrauchsleitun-
gen) 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grund-
stücken oder in Gebäuden hinter der Übergabe-
stelle; als solche gelten auch Eigengewinnungs-
anlagen, wenn sie sich ganz oder teilweise im 
gleichen Gebäude befinden. 

 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebau-
tes, bebaubares, gewerblich genutztes oder gewerblich nutzbares 
Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasserversorgungs-
einrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird. 

(2) 1Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen wer-
den. 2Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender 
Bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass 
eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versor-
gungsleitung geändert wird. 3Welche Grundstücke durch die Versor-
gungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 4Roh-
wasser- und Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss berech-
tigenden Versorgungsleistungen dar. 

(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstücks an 
eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn die Wasserversor-
gung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen 
oder betrieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche Schwierig-
keiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der 
Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau 
und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

(4) 1Der Zweckverband kann das Anschluss- und Benutzungsrecht 
in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, soweit 
nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich 
ist. 2Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser. 

 

§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) 1Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die 
Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). 2Ein 
Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tat-
sächlich unmöglich ist. 

(2) 1Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im 
Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrich-
tung zu decken (Benutzungszwang). 2Gesammeltes Niederschlagswas-
ser darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässerung verwendet 
werden, soweit nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. 3Ver-
pflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grund-
stücke. 4Sie haben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür erfor-
derliche Überwachung zu dulden. 

(3) Vorm Benutzungszwang ausgenommen ist Brauchwasser 

a) für Zwecke der Gartenbewässerung 

b) für Spritzwasser in der Landwirtschaft 

c) für Kühlzwecke 

 

§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 

(1) 1Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung 
wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder 

die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 2Der Antrag auf 
Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim Zweckverband 
einzureichen. 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 

§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 

 

(1) 1Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen 
bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, soweit das 
für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und 
nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit ent-
gegenstehen. 2Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschränkung 
der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den jeweiligen 
Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Was-
ser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Ver-
sorgung mit solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen 
Wasserversorgung gewährleistet wird. 

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunterneh-
men und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser. 

(4) 1Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewin-
nungsanlage hat der Grundstückseigentümer dem Zweckverband Mit-
teilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem 
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden 
soll. 2Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von sei-
ner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz möglich sind. 3Bei einer Nachspeisung von 
Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine 
Eigengewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) oder ein 
Rohrunterbrecher A 1 der Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffang-
becken bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erforderlich. 

(5) Der Grundstückseigentümer muss die ordnungsgemäße 
Installation der Eigenversorgungsanlage (vollständige Tren-
nung der Anlage von der öffentlichen Wasserversorgungsan-
lage) dem Zweckverband gegenüber durch eine schriftliche Be-
stätigung eines anerkannten Fachbetriebes nachweisen. Das gilt 
auch für Regenwassernutzungsanlagen, die für die Toilettenspü-
lung verwendet werden. 

 

§ 8 

Sondervereinbarungen 

 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt 
oder verpflichtet, so kann der Zweckverband durch Vereinbarung ein 
besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

(2) 1Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. 
2Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes be-
stimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 

§ 9 

Grundstücksanschluss 

 

(1) Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender 
Vereinbarungen im Eigentum des Zweckverbandes. 

(2) 1Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband herge-
stellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, erneuert, geändert, abge-
trennt und beseitigt. 2Er muss zugänglich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein. 

(3) 1Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Füh-
rung der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung. 2Sie bestimmt 
auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. 3Der 
Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Interes-
sen sind nach Möglichkeit zu wahren. 4Soll der Grundstücksanschluss 
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auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert wer-
den, so kann der Zweckverband verlangen, dass die näheren Einzelhei-
ten einschließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Ver-
einbarung geregelt werden. 

(4) 1Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzun-
gen für die sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses zu schaffen. 
2Der Zweckverband kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist set-
zen. 3Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den 
Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

(5) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Be-
schädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undicht 
werden von Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich dem 
Zweckverband mitzuteilen. 

 

§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungs-
gemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhaltung der An-
lage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu 
sorgen. 2Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet 
oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben dem anderen ver-
pflichtet. 

(2) 1Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser 
Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen so-
wie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, ge-
ändert und unterhalten werden. 2Anlage und Verbrauchseinrichtungen 
müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der 
öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf die 
Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 3Der Anschluss wasserver-
brauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des 
Grundstückseigentümers. 

(3) – entfällt -  

(4) 1Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können 
plombiert werden. 2Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des 
Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss genom-
men werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. 3Die da-
für erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des 
Zweckverbandes zu veranlassen. 

 

§ 11 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des  

Grundstückseigentümers 

 

(1) 1Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder 
wesentlich geändert wird, sind dem Zweckverband folgende Unterla-
gen in doppelter Fertigung einzureichen: 

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstücksei-
gentümers und ein Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 

c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 

d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der 
Mehrkosten. 

2Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband 
aufliegenden Mustern zu entsprechen. 3Alle Unterlagen sind von den 
Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

(2) 1Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den 
Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. 2Ist das der Fall, so erteilt 
der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung und gibt eine Ferti-
gung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. 
3Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bauherrn unter An-
gabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 4Die geän-
derten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. 5Die Zustimmung 
und die Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, den Bau-
herrn, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von 
der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung 
und Ausführung der Anlagen. 

(3) 1Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zu-
stimmung des Zweckverbandes begonnen werden. 2Eine Genehmi-
gungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und was-
serrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

(4) 1Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen 
dürfen nur durch den Zweckverband oder durch ein Installationsunter-
nehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis des Zweckverban-
des oder eines anderen Wasserversorgungsunternehmens eingetragen 
ist. 2Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen. 3Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlos-
sen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckverbandes 
verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweckverban-
des freizulegen. 

(5) 1Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der An-
lagen beim Zweckverband über das Installationsunternehmen zu bean-
tragen. 2Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die In-
betriebsetzung erfolgen durch den Zweckverband oder seines Beauf-
tragten. 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der Zweck-
verband Ausnahmen zulassen. 

 

§ 12 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

 

(1) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundstück-
seigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 2Er hat 
auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren 
Beseitigung verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden o-
der erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist der Zweckverband be-
rechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr 
für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

(3) 1Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der An-
lage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt 
der Zweckverband keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. 
2Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, 
die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 

§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Be-
auftragten des Zweckverbandes, die sich auf Verlangen auszuweisen 
haben, den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrich-
tungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, 
zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften 
dieser Satzung und die vom Zweckverband auferlegten Bedingungen 
und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. 2Zur Überwachung der 
satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug 
dieser Satzung beauftragten Personen des Zweckverbandes berechtigt, 
zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrich-
tungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen Umfang zu be-
treten. 3Der Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grund-
stücks, werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

(2) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, 
alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 2Sie haben die Verwendung zusätzlicher Ver-
brauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme dem Zweckverband mitzu-
teilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem 
Zweckverband für von ihnen verschuldete Schäden, die auf eine Ver-
letzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind. 
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§ 14 

Grundstücksbenutzung 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen 
von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von 
Wasser über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit 
diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversorgung erforderlich sind. 
2Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung 
angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum An-
schluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 3Die 
Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang 
der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benach-
richtigen. 

(3) 1Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrich-
tungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr 
zumutbar sind. 2Die Kosten der Verlegung hat der Zweckverband zu 
tragen, soweit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung 
des Grundstücks dienen. 

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist 
der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl des Zweckverban-
des die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fünf 
Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung 
für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind. 

 

§ 15 

Art und Umfang der Versorgung 

 

(1) 1Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- 
und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. 2Er liefert 
das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, 
die in dem betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, 
entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den aner-
kannten Regeln der Technik. 

(2) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den 
Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Best-
immungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern 
dies aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend erforder-
lich ist. 2Der Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Änderung 
den Wasserabnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor 
der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. 3Die Grundstückseigentü-
mer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den geänderten 
Verhältnissen anzupassen. 

(3) 1Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Be-
schränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses 
zur Verfügung. 2Dies gilt nicht, soweit und solange der Zweckverband 
durch höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel oder 
sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung 
ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. 3Der 
Zweckverband kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeit-
lich beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, so-
weit das zur Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechtes der ande-
ren Berechtigten erforderlich ist. 4Der Zweckverband darf ferner die 
Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzuneh-
men. 5Soweit möglich, gibt der Zweckverband Absperrungen der Was-
serleitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer 
über Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

(4) 1Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für 
die angeschlossenen Grundstücke geliefert. 2Die Überleitung von Was-
ser in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung des 

Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht überwie-
gende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserliefe-
rung und für Änderungen des Druckes oder der Beschaffenheit des 
Wassers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftliche Umstände, die der Zweckverband nicht ab-
wenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügungen veranlasst 
sind, steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Minderung 
verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

 

§ 16 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für  

Feuerlöschzwecke 

 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse ein-
gerichtet werden, so sind über die näheren Einzelheiten einschließlich 
der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Grund-
stückseigentümer und dem Zweckverband zu treffen. 

(2) 1Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern 
ausgerüstet. 2Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein. 

(3) 1Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die 
Anordnungen des Zweckverbandes, der Polizei und der Feuerwehr zu 
befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und 
ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu 
stellen. 2Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Was-
ser entnehmen. 

(4) 1Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versor-
gungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vorübergehend abzusper-
ren. 2Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hier-
für kein Entschädigungsanspruch zu. 

 

§ 17 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, Wasserabgabe 
aus öffentlichen Entnahmestellen 

 

(1) 1Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder 
zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist rechtzeitig beim Zweckver-
band zu beantragen. 2Muss das Wasser von einem anderen Grundstück 
bezogen werden, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstücks-
eigentümers beizubringen. 3Über die Art der Wasserabgabe entscheidet 
der Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen für den Wasser-
bezug fest. 

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlö-
schen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen wer-
den soll, so stellt der Zweckverband auf Antrag einen Wasserzähler, 
ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die Be-
dingungen für die Benutzung fest. 

 

§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 

 

(1) 1Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet der Zweckverband aus dem Benutzungsver-
hältnis oder aus unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Grundstückseigentümers, es sei denn, dass der Schaden vom 
Zweckverband oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen we-
der vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden 
weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Zweckver-
bandes oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht 
worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsbe-
rechtigten Organs des Zweckverbandes verursacht worden ist. 
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2§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vor-
sätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigen-
tümer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, 
haftet der Zweckverband für Schäden, die diesen durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Beliefe-
rung entstehen, wie einem Grundstückseigentümer. 

(3) 1Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstück-
seigentümern anzuwenden, die diese gegen ein drittes Wasserversor-
gungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. 2Der 
Zweckverband ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Ver-
langen über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unter-
nehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, 
als sie ihm bekannt ist oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt 
werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadens-
ersatzes erforderlich ist. 

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 

(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 19 

Wasserzähler 

 

(1) 1Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 2Die Lie-
ferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Aus-
wechslung und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe des Zweck-
verbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler so-
wie ihren Aufstellungsort. 3Bei der Aufstellung hat der Zweckverband 
so zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung gewährleistet ist; er 
hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtig-
ten Interessen zu wahren. 

 

(1a) 1Der Zweckverband ist berechtigt, einen defekten oder nach 
eichrechtlichen Vorschriften zu wechselnden Wasserzähler durch einen 
elektronischen Wasserzähler mit Funkmodul zu ersetzen. 2Mithilfe die-
ser elektronischen Funkwasserzähler dürfen verbrauchsbezogene und 
trinkwasser-hygienisch relevante Daten erhoben, gespeichert und ver-
arbeitet werden. 3Es dürfen insbesondere folgende Daten erhoben, ge-
speichert und verarbeitet werden: 
- Zählernummer; 

- Aktueller Zählerstand;  

- Verbrauchssummen für Tage, Wochen, Monate und Jahre;  

- Durchflusswerte;  

- Die Wasser- und Umgebungstemperatur für bestimmte Zeit-
punkte;  

- Betriebs- und Ausfallzeiten;  

- Speicherung von Alarmcodes (z.B. Leckage- oder Rückfluss-
werte). 

 4Die in einem elektronischen Wasserzähler mit Funkmodul ge-
speicherten Daten dürfen durch Empfang des Funksignals turnusmäßig 
(in der Regel einmal jährlich) ausgelesen werden, soweit dies zur Ab-
rechnung oder Zwischenabrechnung erforderlich ist. 5Sie dürfen in 
gleicher Weise anlassbezogen ausgelesen werden, soweit dies im Ein-
zelfall zur Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der 
Wasserversorgungsanlage des Zweckverbandes erforderlich ist. 6Zu 
anderen Zwecken ist eine Auslesung der gespeicherten Daten, auch 
durch Empfang des Funksignals, nicht zulässig. 7Ausgelesene Daten 
dürfen nur zu den Zwecken von Satz 4 und Satz 5 genutzt oder verar-
beitet werden. 8Die in einem solchen Zähler gespeicherten Daten sind 
spätestens nach 500 Tagen zu löschen. 9Nach Satz 5 ausgelesene Daten 
sind, soweit sie für dort genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden, 
spätestens aber fünf Jahre nach ihrer Auslesung zu löschen. 10Dem Be-
trieb des Funkmoduls kann ein Betroffener über den aus dieser Satzung 
oder aus der Gebührensatzung heraus Berechtigten und Verpflichteten 
nach Maßgabe von Art. 21 Abs. 5 Datengrundschutzverordnung schrift-
lich widersprechen. 

(2) 1Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grund-
stückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies ohne Be-
einträchtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. 2Der 

Zweckverband kann die Verlegung davon abhängig machen, dass der 
Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

(3) 1Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen 
und die Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Ver-
schulden trifft. 2Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen die-
ser Einrichtungen dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 3Er ist 
verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 
Frost zu schützen. 

(4) 1Mechanische sowie elektronische Wasserzähler ohne Funkmo-
dul werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes möglichst in 
gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom 
Grundstückseigentümer selbst abgelesen bzw. ausgelesen. Bei elektro-
nischen Wasserzählern mit Funkmodul, bei denen nicht sämtliche ge-
speicherte Daten per Funk übermittelt werden, erfolgt eine Auslesung 
vor Ort nur mit Zustimmung des Grundstückeigentümers. Dieser hat 
dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 

§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstückseigen-
tümer auf eigene Kosten an der Grundstücksgrenze nach seiner Wahl 
einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 

2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen 
erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Er-
schwernissen verlegt werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzäh-
lers vorhanden ist. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen 
in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 

 

§ 21 

Nachprüfung der Wasserzähler 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung 
der Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 
Prüfstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes (MessEG) ver-
langen. 2Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung 
nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprüfung 
der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn der Grundstückseigentü-
mer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung 
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 

 

§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem Zweckver-
band unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Was-
serversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug aus 
der öffentlichen Wasserversorgung vollständig einstellen, so hat er das 
mindestens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs schriftlich 
dem Zweckverband zu melden. 

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den 
Wasserbezug einstellen, hat er beim Zweckverband Befreiung nach § 6 
zu beantragen. 
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§ 23 

Einstellung der Wasserlieferung 

 

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder 
teilweise fristlos einzustellen, wenn der Grundstückseigentümer oder 
Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung betref-
fenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich 
ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder 
Anlagen abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, stö-
rende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Zweckverbandes oder 
Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausge-
schlossen sind. 

(2) 1Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfül-
lung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Zweckverband 
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 
2Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht be-
steht, dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. 3Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Ein-
stellung der Versorgung androhen. 

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich wieder 
aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstellung entfallen sind. 

 

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße belegt wer-
den, wer 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang 
(§ 5) zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 5, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 
Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorla-
gepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes 
mit den Installationsarbeiten beginnt, 

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 ange-
ordneten Verbrauchseinschränkungen oder Verbrauchsverbote ver-
stößt. 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrig-
keitentatbestände bleiben unberührt. 

 

§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung 
bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 

§ 26 

Inkrafttreten 

 

(1) Die Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Wasserabgabesatzung des Zweckverban-
des vom 14.12.2017, zuletzt geändert mit Änderungssatzung vom 
19.06.2019, außer Kraft. 

 

Altmannstein den, 13.12.2022 

Zweckverband zur Wasserversorgung 

der Altmannsteiner Gruppe 

 

gez. Norbert Hummel 

Verbandsvorsitzender 

 

 
Markt Gaimersheim  

 
176 Satzung für die Benutzung einer Kindertageseinrichtung 

des Marktes Gaimersheim (Kindertageseinrichtungssat-
zung) 

 

Der Marktgemeinderat hat in der Sitzung am 14. Dezember 2022 
die o.g. Satzung beschlossen. Die Satzung tritt am 01. Januar 2023 in 
Kraft. 

 

Ab dem 15. Dezember 2022 liegt die Satzung während der allge-
meinen Dienststunden in der Gemeindeverwaltung im Rathaus, Markt-
platz 3 in Gaimersheim (Zimmer Nr. 17) zur Einsicht aus. 

 

 

Gaimersheim, 15.12.2022 

gez. 

Andrea Mickel 

Erste Bürgermeisterin  

 

 
177 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benut-

zung der Kindertageseinrichtungen des Marktes Gai-
mersheim (Gebührensatzung für Kindertageseinrichtun-
gen) 

 

Der Marktgemeinderat hat in der Sitzung am 14. Dezember 2022 
die o.g. Satzung beschlossen. Die Satzung tritt am 01. Januar 2023 in 
Kraft. 

 

Ab dem 15. Dezember 2022 liegt die Satzung während der allge-
meinen Dienststunden in der Gemeindeverwaltung im Rathaus, Markt-
platz 3 in Gaimersheim (Zimmer Nr. 17) zur Einsicht aus. 

 

Gaimersheim, 15.12.2022 

gez. 

Andrea Mickel  

Erste Bürgermeisterin 

 
178 Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-

verbandes “Müllverwertungsanlage Ingolstadt“ (MVA)  

 

Der Zweckverband Müllverwertungsanlage Ingolstadt erlässt auf 
Grund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zu-
letzt durch Art. 57a Abs. 5 des Gesetzes vom 22. Juli 2022 (GVBl. S. 
374) geändert worden ist, folgende Satzung zur Änderung seiner Ve-
randssatzung:  

 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes “Müllverwertungsan-
lage Ingolstadt“ (MVA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
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07.Februar 1986 (RABI OB 1986, Seite 46, zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 28. Juli 2008, OBABI Nr. 19 / 2008, S.133), wird wie folgt 
geändert: 

Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 

 

(1) 1Die Verbandsräte (mit Ausnahme des Vorsitzenden) sowie Sach-
verständige können an den Sitzungen der Verbandsversammlung und 
des Verbandsausschusses sowie des Rechnungsprüfungsausschusses 
mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen. 2Zugeschaltete Verbands-
räte gelten in diesem Fall als anwesend im Sinne von Art. 33 Abs. 1 
Satz 1 KommZG. 3Voraussetzung für eine Teilnahme mittels Ton-Bild-
Übertragung ist die Angabe besonderer persönlicher Gründe. 4Gründe 
für eine virtuelle Teilnahme an Sitzungen können insbesondere pande-
mische Gründe, Krankheit, häusliche Quarantäne, berufliche Verhinde-
rung oder die Pflege bzw. Betreuung von Angehörigen sein. 5Verbands-
ratsmitglieder, die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung teil-
nehmen wollen, müssen dies dem Vorsitzenden des Gremiums nach 
Zugang der Ladung spätestens bis zum 3. Arbeitstag vor der Sitzung 
des Gremiums schriftlich oder elektronisch unter Angabe eines der vor-
genannten Gründe mitteilen. 6Sie erhalten für die Teilnahme vor der 
Sitzung einen Link, der per E-Mail an die vom Gremienmitglied zur 
Verfügung gestellte Mailadresse versandt wird. 7Die Verbandsräte sind 
aufgefordert, eine Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung nur bei Be-
darf in Anspruch zu nehmen und mitzuteilen, wenn sie nach dem Ver-
sand des Links statt mittels Ton-Bild-Übertragung in Präsenz an der 
Sitzung teilnehmen wollen. 8Weitere Voraussetzung der Teilnahme 
mittels Ton-Bild-Übertragung ist die Unterzeichnung einer Belehrung 
über die Teilnahme an Hybridsitzungen. 

(2) 1Der Verantwortungsbereich des Zweckverbands Müllverwertungs-
anlage Ingolstadt beschränkt sich auf die Bereitstellung der Plattform 
zur audiovisuellen Zuschaltung. 2Ist entweder mindestens ein Ver-
bandsrat zugeschaltet oder bestätigt ein Test, dass die Zuschaltmöglich-
keit besteht, wird vermutet, dass der Grund für eine Nichtzuschaltung 
eines Verbandsrats nicht im Verantwortungsbereich des Zweckver-
bands Müllverwertungsanlage Ingolstadt liegt. 

(3) Bei einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist eine Teil-
nahme an Wahlen nicht möglich. 

(4) 1Verbandsräte, die mittels Ton-Bild-Übertragung am nicht öffentli-
chen Teil der Sitzung teilnehmen, haben in eigener Verantwortung da-
für Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Verantwortungsbe-
reich nur von ihnen wahrgenommen werden kann. 2Zuwiderhandlungen 
gelten als Verstoß gegen die geltenden Sorgfalts- und Verschwiegen-
heitspflichten und können mit Verhängen eines Ordnungsgeldes geahn-
det werden. 

(5) Die Möglichkeit zur Teilnahme an den Sitzungen des Zweckver-
bands Müllverwertungsanlage Ingolstadt und seiner Ausschüsse mittels 
Ton-Bild-Übertragung besteht soweit dies gesetzlich zulässig ist (der-
zeit gemäß Art. 55 Abs. 3 KommZG befristet bis zum 31.12.2022).“ 

 

§ 2 

Diese Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

 

 

Ingolstadt, 03.08.2022 

Zweckverband Müllverwertungsanlage  

 

Dr. Christian Scharpf 

Verbandsvorsitzender 

 

 

 

 

 

 

179 Haushaltssatzung des Zweckverbandes Müllverwer-
tungsanlage Ingolstadt für das Haushaltsjahr 2023 

 

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und Abs. 2 sowie Art. 26 Abs. 
1 KommZG i.V.m. Art. 63 ff GO und § 22 der Verbandssatzung 
erläßt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

      

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirt-
schaftsjahr 2023 wird        

im Erfolgsplan       
    

in den Erträgen mit   47.318.000 EUR 

in den Aufwendungen mit   41.144.000 EUR   
    

und im Vermögensplan       
    

in den Einnahmen und     

in den Ausgaben mit   34.587.000 EUR 

festgesetzt.       

     

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf EUR 0,-- fest-
gesetzt.  

     

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden 
nicht festgesetzt.  

     

§ 4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf EUR 
0,-- festgesetzt.  

     

§ 5 

Dieser Wirtschaftsplan tritt mit dem 1. Januar 2023 in 
Kraft.  

     

Ingolstadt, den 24.11.2022 Zweckverband Müllver-
wertungsanlage Ingolstadt  

  

 

Dr. Christian Scharpf  

  Verbandsvorsitzender  

     

 

Der Haushaltsplan, die Haushaltssatzung und Ihre Anlagen liegen 
bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im 
Verwaltungsgebäude des 

 

Zweckverbandes Müllverwertungsanlage Ingolstadt 

Am Mailinger Bach 141  

85055 Ingolstadt 

 

öffentlich auf. 

 


